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Inhaltsübersicht  
 
(…) 
 
II.  Datenerhebung in bestimmten Fällen  
 
§ 11 Erhebung von Personaldaten zur Vorbe-

reitung für die Hilfeleistung und das Han-
deln in Gefahrenfällen 

§ 12 Identitätsfeststellung 
 
 
 
§ 13 Prüfung von Berechtigungsscheinen 
§ 14 Erkennungsdienstliche Maßnahmen 
§ 14a Molekulargenetische Untersuchungen zur 

Identitätsfeststellung 
§ 15 Datenerhebung bei öffentlichen Veranstal-

tungen und Ansammlungen 

  
Artikel 1 

Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), das zuletzt durch 
Gesetz vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 806) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 
 
 

 
 

 
 

a)  Nach der Angabe zu § 12 wird folgende 
Angabe eingefügt: 

 
„§ 12a Polizeiliche Anhalte- und Sicht-

kontrollen (strategische Fahn-
dung)“ 

 
 
 
 
 
 
 

  
Artikel 1 

Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), das zuletzt durch 
Gesetz vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 806) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 
 
 

 
 

 
 

a)  Nach der Angabe zu § 12 wird folgende 
Angabe eingefügt: 

 
„§ 12a Polizeiliche Anhalte- und Sicht-

kontrollen (strategische Fahn-
dung)“ 
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§ 15a Datenerhebung durch den offenen Einsatz 
optisch-technischer Mittel 

§ 15b Datenerhebung zur Eigensicherung 
§ 15c Datenerhebung durch den Einsatz körper-

nah getragener Aufnahmegeräte 
 
III.  Besondere Mittel der Datenerhebung 
 
§ 16 Schutz des Kernbereichs privater Lebens-

gestaltung bei der Datenerhebung mit be-
sonderen Mitteln 

§ 16a Datenerhebung durch Observation 
§ 17 Datenerhebung durch den verdeckten Ein-

satz technischer Mittel  
§ 18 Datenerhebung durch den verdeckten Ein-

satz technischer Mittel in oder aus Woh-
nungen 

§ 19 Datenerhebung durch den Einsatz von 
Personen, deren Zusammenarbeit mit der 
Polizei Dritten nicht bekannt ist 

§ 20 Datenerhebung durch den Einsatz Ver-
deckter Ermittler 

§ 20a Abfrage von Telekommunikations- und Te-
lemediendaten 

§ 20b Einsatz technischer Mittel bei Mobilfun-
kendgeräten 

 
 
§ 21 Polizeiliche Beobachtung 
 
(…) 
 
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  Nach der Angabe zu § 20b wird folgende 
Angabe eingefügt: 

 
„§ 20c  Datenerhebung durch die Über-

wachung der Telekommunika-
tion“ 

 
 
 
 

 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  Nach der Angabe zu § 20b wird folgende 
Angabe eingefügt: 

 
„§ 20c  Datenerhebung durch die Über-

wachung der laufenden Tele-
kommunikation“ 
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Dritter Unterabschnitt 
Platzverweisung, Wohnungsverweisung 

und Rückkehrverbot zum Schutz 
vor häuslicher Gewalt 

 
§ 34 Platzverweisung 
§ 34a Wohnungsverweisung und Rückkehrver-

bot zum Schutz vor häuslicher Gewalt 
 
 
 
 
(…) 
 

c)  Die Angabe zum dritten Unterabschnitt 
im zweiten Abschnitt wird wie folgt ge-
fasst:  

 
 „Aufenthaltsrelevante Maßnahmen“ 

 
 
 

d)  Nach der Angabe zu § 34a werden fol-
gende Angaben eingefügt: 

 
„§ 34b  Aufenthalts- und Kontaktverbot 
§ 34c  Elektronische Aufenthaltsüber-

wachung 
§ 34d  Strafvorschrift“ 

 
 

c)  Die Angabe zum dritten Unterabschnitt 
im zweiten Abschnitt wird wie folgt ge-
fasst:  

 
 „Aufenthaltsrelevante Maßnahmen“ 

 
 
 

d)  Nach der Angabe zu § 34a werden fol-
gende Angaben eingefügt: 

 
„§ 34b  Aufenthaltsvorgabe 
§ 34c  Elektronische Aufenthaltsüber-

wachung 
§ 34d  Strafvorschrift“ 

 
 

 
 

    

§ 8 
Allgemeine Befugnisse, Begriffsbestimmung 

 
(1) Die Polizei kann die notwendigen Maßnah-
men treffen, um eine im einzelnen Falle beste-
hende, konkrete Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren, 
soweit nicht die §§ 9 bis 46 die Befugnisse der 
Polizei besonders regeln. 
 
(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die der Polizei 
durch andere Rechtsvorschriften zugewiesen 
sind (§ 1 Abs. 4), hat sie die dort vorgesehenen 
Befugnisse. Soweit solche Rechtsvorschriften 
Befugnisse der Polizei nicht regeln, hat sie die 

 2. Dem § 8 werden die folgenden Absätze 4 und 
5 angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 2.  Dem § 8 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
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Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zu-
stehen. 
 
(3) Straftaten von erheblicher Bedeutung sind 
insbesondere Verbrechen sowie die in § 138 des 
Strafgesetzbuches genannten Vergehen, Verge-
hen nach § 129 des Strafgesetzbuches und ge-
werbs- oder bandenmäßig begangene Vergehen 
nach 

 
1. den §§ 243, 244, 260, 261, 263 bis 264a, 

265b, 266, 283, 283a, 291 oder 324 bis 330 
des Strafgesetzbuches, 

2. § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c) oder 
d) des Waffengesetzes, 

 
1. §§ 29 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 oder 29a Abs. 1 

Nr. 2 des Betäubungsmittelgesetzes, 
 
4. §§ 96 und 97 des Aufenthaltsgesetzes. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„(4) Eine drohende Gefahr liegt vor, wenn im 
Einzelfall hinsichtlich einer Person bestimmte 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
die Person innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach kon-
kretisierte Weise eine Straftat von erheblicher 
Bedeutung begehen wird.  
 
(5) Sofern die drohende Gefahr bestimmt und 
geeignet ist,  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„(4) Straftaten nach 
1.  § 89a, § 89b, § 89c, § 129a, § 129b in 

Verbindung mit § 129a, § 211, § 212, § 
224, § 226, § 227, § 239a, § 239b, § 
303b, § 305, § 305a, §§ 306 bis 306c, § 
307 Absatz 1 bis 3, § 308 Absatz 1 bis 
4, § 309 Absatz 1 bis 5, § 310 Absatz 
1 oder 2, § 313, § 314, § 315 Absatz 1, 
3 oder 4, § 316b Absatz 1 oder 3, § 
316c Absatz 1 bis 3, § 317 Absatz 1, § 
328 Absatz 1 oder 2, § 330 Absatz 1 
oder 2 oder § 330a Absatz 1 bis 3 des 
Strafgesetzbuchs, 
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2. die Bevölkerung auf erhebliche Weise 
einzuschüchtern, 

3. eine Behörde, eine nationale oder inter-
nationale Organisation oder ein Organ 
der Meinungsäußerung rechtswidrig mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 
zu nötigen oder 

 
3. die politischen, verfassungsrechtlichen, 

wirtschaftlichen oder sozialen Grund-
strukturen eines Staates, eines Landes, 
einer nationalen oder einer internationa-
len Organisation zu beseitigen oder er-
heblich zu beeinträchtigen, 

 
handelt es sich um eine drohende terroristi-
sche Gefahr. 
 
Unter den Voraussetzungen der Nummern 1 
bis 3 liegt diese auch dann vor, wenn lediglich 
das individuelle Verhalten einer Person die 
konkrete Wahrscheinlichkeit begründet, dass 
die Person innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums eine Straftat von erheblicher Bedeu-
tung begehen wird.“ 

 
 

2.  den §§ 6 bis 12 des Völkerstrafgesetz-
buchs vom 26. Juni 2002 (BGBl. I S. 
2254), das durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I 
S. 3150) geändert worden ist, 

3.  § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 oder 
2, § 20 a Absatz 1 bis 3, § 19 Absatz 2 
Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2, 
§ 20 Absatz 1 oder 2, § 20 a Absatz 1 
bis 3, jeweils auch in Verbindung mit 
§ 21, oder § 22 a Absatz 1 bis 3 des 
Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. November 
1990 (BGBl. I S. 2506), das zuletzt 
durch Artikel 6 Absatz 2 des Gesetzes 
vom 13. April 2017 (BGBl. I S. 872) ge-
ändert worden ist, und 

4.  § 51 Absatz 1 bis 3 des Waffengeset-
zes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 
3970, 4592; 2003 I S. 1957), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 2133) geändert 
worden ist, 

sind terroristische Straftaten im Sinne 
dieses Gesetzes, wenn und soweit sie 
dazu bestimmt sind, die Bevölkerung auf 
erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale Organi-
sation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen o-
der die politischen, verfassungsrechtli-
chen, wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates oder einer 
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internationalen Organisation zu beseiti-
gen oder erheblich zu beeinträchtigen,  
und sie durch die Art ihrer Begehung o-
der ihre Auswirkungen einen Staat oder 
eine internationale Organisation erheb-
lich schädigen können.“ 
 

  3. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt: 
 

„§ 12a 
Polizeiliche Anhalte- und Sichtkontrollen 

(strategische Fahndung) 
 

(1) Die Polizei darf im öffentlichen Verkehrs-
raum  
 
1. zur Verhütung der Straftaten von erhebli-

cher Bedeutung im Sinne des § 8 Absatz 
3,  

 
 
2. zur Verhütung gewerbs- oder bandenmä-

ßig begangener  grenzüberschreitender 
Kriminalität oder 

 
3. zur Unterbindung des unerlaubten Auf-

enthalts 
 

Personen anhalten und befragen sowie die 
zur Feststellung der Identität erforderlichen 
Maßnahmen nach § 12 Absatz 2 treffen. Mit-
geführte Fahrzeuge und Sachen dürfen in Au-
genschein genommen werden. Die Durchsu-
chung von Personen, mitgeführten Sachen 

 3. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt: 
 

„§ 12a 
Polizeiliche Anhalte- und Sichtkontrollen 

(strategische Fahndung) 
 

(1) Die Polizei darf im öffentlichen Verkehrs-
raum  
 
1. zur Verhütung von Straftaten von er-

heblicher Bedeutung im Sinne des § 8 
Absatz 3 und zur Verhütung von terro-
ristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4, 

2. zur Verhütung gewerbs- oder bandenmä-
ßig begangener  grenzüberschreitender 
Kriminalität oder 

 
3. zur Unterbindung des unerlaubten Auf-

enthalts 
 

Personen anhalten und befragen sowie die 
zur Feststellung der Identität erforderlichen 
Maßnahmen nach § 12 Absatz 2 treffen. 
Fahrzeuge und mitgeführte Sachen dürfen 
in Augenschein genommen werden. Die 
Polizei darf verlangen, dass mitgeführte 
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und Fahrzeugen ist unter den Voraussetzun-
gen der §§ 39 und 40 zulässig. 
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn auf 
Grund tatsächlicher Anhaltspunkte anzuneh-
men ist, dass in diesem Gebiet Straftaten der 
in Absatz 1 bezeichneten Art begangen wer-
den sollen und die Maßnahme zur Verhütung 
dieser Straftaten erforderlich und verhältnis-
mäßig im Sinne von § 2 ist.  
 
(2) Die Maßnahme ist schriftlich zu beantra-
gen und bedarf der schriftlichen Anordnung 
durch die Behördenleitung oder deren Vertre-
tung. Umfasst das festgelegte Gebiet die Zu-
ständigkeit mehrerer Behörden, so trifft die 
Anordnung das Landesamt für Zentrale Poli-
zeiliche Dienste. Die Anordnung ist zeitlich 
und örtlich auf den in Absatz 1 genannten 
Zweck zu beschränken. Sie darf die Dauer 
von 28 Tagen nicht überschreiten. Eine Ver-
längerung um jeweils bis zu weiteren 28 Ta-
gen ist zulässig, soweit die Voraussetzungen 
für eine Anordnung weiterhin vorliegen. In der 
Anordnung sind 
 
1.  die tragenden Erkenntnisse für das Vor-

liegen der Voraussetzungen nach Absatz 
1 Satz 1, 

Sachen sowie Fahrzeuge einschließlich an 
und in ihnen befindlicher Räume und Be-
hältnisse geöffnet werden; im Übrigen ist 
die Durchsuchung von Personen, mitge-
führten Sachen und Fahrzeugen unter den 
Voraussetzungen der §§ 39 und 40 zuläs-
sig. 
 
Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass in 
diesem Gebiet Straftaten der in Satz 1 be-
zeichneten Art begangen werden sollen und 
die Maßnahme zur Verhütung dieser Strafta-
ten erforderlich und verhältnismäßig im Sinne 
von § 2 ist.  
 
(2) Die Maßnahme ist schriftlich zu beantra-
gen und bedarf der schriftlichen Anordnung 
durch die Behördenleitung oder deren Vertre-
tung. Umfasst das festgelegte Gebiet die Zu-
ständigkeit mehrerer Behörden, so trifft die 
Anordnung das Landesamt für Zentrale Poli-
zeiliche Dienste. Die Anordnung ist zeitlich 
und örtlich auf den in Absatz 1 genannten 
Zweck zu beschränken. Sie darf die Dauer 
von 28 Tagen nicht überschreiten. Eine Ver-
längerung um jeweils bis zu weiteren 28 Ta-
gen ist zulässig, soweit die Voraussetzungen 
für eine Anordnung weiterhin vorliegen. In der 
Anordnung sind 
 
1.  die tragenden Erkenntnisse für das Vor-

liegen der Voraussetzungen nach Absatz 
1 Satz 1, 
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2.  die Art der Maßnahme einschließlich zeit-

licher und örtlicher Beschränkung  
 
und 

 
3.  die Begründung der Verhältnismäßigkeit 

der Maßnahme nach Absatz 1 Satz 4 
 

anzugeben.“ 
 

 
2.  die Art der Maßnahme einschließlich zeit-

licher und örtlicher Beschränkung  
 
und 

 
3.  die Begründung der Verhältnismäßigkeit 

der Maßnahme nach Absatz 1 Satz 4 
 

anzugeben.“ 
 
 

    3a. „In § 14 Absatz 1 Nummer 1 wird nach der 
Angabe „§ 12“ die Angabe „und § 12a“ ein-
gefügt.“ 

 
 

§ 15a 
Datenerhebung  

durch den offenen Einsatz  
optisch-technischer Mittel 

 
(1) Zur Verhütung von Straftaten kann die Polizei 
einzelne öffentlich zugängliche Orte, an denen 
wiederholt Straftaten begangen wurden und de-
ren Beschaffenheit die Begehung von Straftaten 
begünstigt, mittels Bildübertragung beobachten 
und die übertragenen Bilder aufzeichnen, so-
lange Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass an diesem Ort weitere Straftaten begangen 
werden. Die Beobachtung ist, falls nicht offen-
kundig, durch geeignete Maßnahmen erkennbar 
zu machen. 
 

 4. § 15a wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Zur Verhütung von Straftaten kann die Po-
lizei einzelne öffentlich zugängliche Orte 
mittels Bildübertragung beobachten und 
die übertragenen Bilder aufzeichnen, 
wenn 

 
1.  an diesem Ort wiederholt Straftaten be-

gangen wurden und die Beschaffenheit 
des Ortes die Begehung von Straftaten 

 4. § 15a wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Zur Verhütung von Straftaten kann die Po-
lizei einzelne öffentlich zugängliche Orte 
mittels Bildübertragung beobachten und 
die übertragenen Bilder aufzeichnen, 
wenn 

 
1. an diesem Ort wiederholt Straftaten be-

gangen wurden und die Beschaffenheit 
des Ortes die Begehung von Straftaten 
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(2) Nach Absatz 1 gewonnene Daten dürfen 
höchstens für die Dauer von 14 Tagen gespei-
chert werden, es sei denn, sie werden zur Ver-
folgung von Straftaten benötigt oder Tatsachen 
rechtfertigen die Annahme, dass eine Person 
künftig Straftaten begehen wird, und die Aufbe-
wahrung ist zur vorbeugenden Bekämpfung von 
Straftaten erforderlich. 
 
(3) Über die Einrichtung der Datenerhebung 
durch den offenen Einsatz optisch-technischer 
Mittel entscheidet die Behördenleiterin oder der 
Behördenleiter. 
 
(4) Maßnahmen nach Absatz 1 sind zu doku-
mentieren. Sie sind jeweils auf ein Jahr befristet. 
Rechtzeitig vor Fristablauf ist zu überprüfen, ob 
die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 weiter 
vorliegen. Eine Verlängerung um jeweils ein Jahr 
ist in diesem Fall zulässig. 
 
(5) § 15a tritt am 31. Juli 2018 außer Kraft. Die 
Auswirkungen dieser Vorschrift und die prakti-

begünstigt, solange Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass an diesem Ort 
weitere Straftaten begangen werden oder 

 
 

2.  tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass dort Stra ftaten von er-
heblicher Bedeutung verabredet, vorbe-
reitet oder begangen werden 

 
und jeweils ein unverzügliches Eingreifen 
der Polizei möglich ist.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

begünstigt, solange Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass an diesem 
Ort weitere Straftaten begangen wer-
den oder 

 
2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass dort Straftaten von erheblicher Be-
deutung nach § 8 Absatz 3 verabredet, 
vorbereitet oder begangen werden 

 
und jeweils ein unverzügliches Eingreifen 
der Polizei möglich ist.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 
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sche Anwendung werden durch die Landesre-
gierung unter Mitwirkung einer oder eines unab-
hängigen wissenschaftlichen Sachverständigen 
geprüft. Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag über das Ergebnis der Evaluierung. 

 
 
 
 
 
 
 
 

  

  5. Nach § 20b wird folgender § 20c eingefügt: 
 

„§ 20c 
Datenerhebung durch die Überwachung 

der Telekommunikation 
 

(1) Die Polizei kann ohne Wissen der betroffe-
nen Person die Telekommunikation einer Per-
son überwachen und aufzeichnen, 

 
1. die nach den §§ 4 oder 5 verantwortlich ist, 

wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes oder für Leib 
oder Leben einer Person geboten ist, 

 
2. deren individuelles Verhalten die konkrete 

Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie in-
nerhalb eines übersehbaren Zeitraums eine 
in § 129a Absatz 1 und 2 des Strafgesetz-
buchs bezeichnete Straftat begehen wird, 

 5. Nach § 20b wird folgender § 20c eingefügt: 
 

„§ 20c 
Datenerhebung durch die Überwachung 

der laufenden Telekommunikation 
 

(1) Die Polizei kann ohne Wissen der betroffe-
nen Person die laufende Telekommunikation 
einer Person überwachen und aufzeichnen, 

 
1. die nach den §§ 4 oder 5 verantwortlich ist, 

wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes oder für Leib 
oder Leben einer Person geboten ist, 

 
2. deren individuelles Verhalten die kon-

krete Wahrscheinlichkeit begründet, 
dass sie innerhalb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art 
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und die Voraussetzungen des § 8 Absatz 5 
Nummer 1, 2 oder 3 vorliegen, 

 
 
3. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass sie für eine Person nach 
Nummer 1 bestimmte oder von dieser her-
rührende Mitteilungen entgegennimmt oder 
weitergibt, oder 

 
4. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass eine Person nach Num-
mer 1 deren Telekommunikationsanschluss 
oder Endgerät benutzen wird  

 
und die Abwehr der Gefahr oder Verhütung der 
Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre. Die Maßnahme 
darf auch durchgeführt werden, wenn andere 
Personen unvermeidbar betroffen werden. 
 
(2) Die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation darf ohne Wissen der be-
troffenen Person in der Weise erfolgen, dass 
mit technischen Mitteln in von der betroffenen 
Person genutzte informationstechnische Sys-
teme eingegriffen wird, wenn 

 
1. durch technische Maßnahmen sichergestellt 

ist, dass ausschließlich laufende Telekom-
munikation überwacht und aufgezeichnet 
wird und 

 

nach konkretisierte Weise eine terroristi-
sche Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen 
wird, 

 
3. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass sie für eine Person nach 
Nummer 1 bestimmte oder von dieser her-
rührende Mitteilungen entgegennimmt oder 
weitergibt, oder 

 
4. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass eine Person nach Num-
mer 1 deren Telekommunikationsanschluss 
oder Endgerät benutzen wird  

 
und die Abwehr der Gefahr oder Verhütung der 
Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre. Die Maßnahme 
darf auch durchgeführt werden, wenn andere 
Personen unvermeidbar betroffen werden. 
 
(2) Die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation darf ohne Wissen der be-
troffenen Person in der Weise erfolgen, dass 
mit technischen Mitteln in von der betroffenen 
Person genutzte informationstechnische Sys-
teme eingegriffen wird, wenn 

 
1. durch technische Maßnahmen sichergestellt 

ist, dass ausschließlich laufende Telekom-
munikation überwacht und aufgezeichnet 
wird und 
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2. der Eingriff in das informationstechnische 
System notwendig ist, um die Überwachung 
und Aufzeichnung der Telekommunikation 
insbesondere auch in unverschlüsselter 
Form zu ermöglichen.  

 
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 ist sicher-
zustellen, dass 

 
1. an dem informationstechnischen System 

nur Veränderungen vorgenommen werden, 
die für die Datenerhebung unerlässlich sind 
und  

 
2. die vorgenommenen Veränderungen bei 

Beendigung der Maßnahme, soweit tech-
nisch möglich, automatisiert rückgängig ge-
macht werden.  

 
Das eingesetzte Mittel ist gegen unbefugte Nut-
zung zu schützen. Kopierte Daten sind gegen 
Veränderung, unbefugte Löschung und unbe-
fugte Kenntnisnahme zu schützen. 
 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
dürfen nur auf Antrag der Behördenleitung oder 
deren Vertretung durch das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz 
hat, angeordnet werden. Für das Verfahren 
gelten die Vorschriften des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent-
sprechend. 
 

2. der Eingriff in das informationstechnische 
System notwendig ist, um die Überwachung 
und Aufzeichnung der Telekommunikation 
insbesondere auch in unverschlüsselter 
Form zu ermöglichen.  

 
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 ist sicher-
zustellen, dass 

 
1. an dem informationstechnischen System 

nur Veränderungen vorgenommen werden, 
die für die Datenerhebung unerlässlich sind 
und  

 
2. die vorgenommenen Veränderungen bei 

Beendigung der Maßnahme, soweit tech-
nisch möglich, automatisiert rückgängig ge-
macht werden.  

 
Das eingesetzte Mittel ist gegen unbefugte Nut-
zung zu schützen. Kopierte Daten sind gegen 
Veränderung, unbefugte Löschung und unbe-
fugte Kenntnisnahme zu schützen. 
 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
dürfen nur auf Antrag der Behördenleitung oder 
deren Vertretung durch das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz 
hat, angeordnet werden. Für das Verfahren 
gelten die Vorschriften des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent-
sprechend. 
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(5) Im Antrag sind anzugeben: 
 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 
richtet, soweit möglich, mit Name und An-
schrift, 

 
2. die Rufnummer oder eine andere Kennung 

des zu überwachenden Anschlusses oder 
des Endgeräts, sofern sich nicht aus be-
stimmten Tatsachen ergibt, dass diese zu-
gleich einem anderen Endgerät zugeordnet 
ist, 

 
3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 
 
4. im Falle des Absatzes 2 auch eine möglichst 

genaue Bezeichnung des informationstech-
nischen Systems, in das zur Datenerhebung 
eingegriffen werden soll, 

 
 
 
 
5. der Sachverhalt und 
 
6. eine Begründung. 

 
(6) Die Anordnung des Gerichts ergeht schrift-
lich. In ihr sind anzugeben: 

 
1. eine Kennung des Kommunikationsan-

schlusses oder des Endgeräts, bei dem die 
Datenerhebung durchgeführt wird,  

 

(5) Im Antrag sind anzugeben: 
 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 
richtet, soweit möglich, mit Name und An-
schrift, 

 
2. die Rufnummer oder eine andere Kennung 

des zu überwachenden Anschlusses oder 
des Endgeräts, sofern sich nicht aus be-
stimmten Tatsachen ergibt, dass diese zu-
gleich einem anderen Endgerät zugeordnet 
ist, 

 
3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 
 
4. im Falle des Absatzes 2 auch eine mög-

lichst genaue Bezeichnung des informa-
tionstechnischen Systems, in das zur 
Datenerhebung eingegriffen werden soll, 
sowie die Bezeichnung des Herstellers 
und der Softwareversion des einzuset-
zenden technischen Mittels, 

 
5. der Sachverhalt und 
 
6. eine Begründung. 

 
(6) Die Anordnung des Gerichts ergeht schrift-
lich. In ihr sind anzugeben: 

 
1. eine Kennung des Kommunikationsan-

schlusses oder des Endgeräts, bei dem die 
Datenerhebung durchgeführt wird,  
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2. im Falle des Absatzes 2 zusätzlich eine 
möglichst genaue Bezeichnung des infor-
mationstechnischen Systems, in das zur 
Datenerhebung eingegriffen werden soll.  

 
Im Übrigen gilt § 18 Absatz 2 Satz 3 mit Aus-
nahme der Bezeichnung der betroffenen Woh-
nung entsprechend. Die Anordnung ist auf 
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Ver-
längerung um jeweils nicht mehr als drei wei-
tere Monate ist zulässig, soweit die Vorausset-
zungen der Anordnung unter Berücksichtigung 
der gewonnenen Erkenntnisse fortbestehen. 
Liegen die Voraussetzungen der Anordnung 
nicht mehr vor, sind die aufgrund der Anord-
nung ergriffenen Maßnahmen unverzüglich zu 
beenden. § 18 Absatz 2 Satz 5 bis 9 gilt ent-
sprechend.  
 
(7) Aufgrund der Anordnung hat jeder, der Te-
lekommunikationsdienste erbringt oder daran 
mitwirkt (Diensteanbieter), der Polizei die Maß-
nahmen nach Absatz 1 zu ermöglichen und die 
erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu ertei-
len. Ob und in welchem Umfang hierfür Vorkeh-
rungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem 
Telekommunikationsgesetz und der Verord-
nung über die technische und organisatorische 
Umsetzung von Maßnahmen zur Überwa-
chung der Telekommunikation. Für die Ent-
schädigung der Diensteanbieter ist § 23 des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgeset-
zes entsprechend anzuwenden. 
 

2. im Falle des Absatzes 2 zusätzlich eine 
möglichst genaue Bezeichnung des infor-
mationstechnischen Systems, in das zur 
Datenerhebung eingegriffen werden soll.  

 
Im Übrigen gilt § 18 Absatz 2 Satz 3 mit Aus-
nahme der Bezeichnung der betroffenen Woh-
nung entsprechend. Die Anordnung ist auf 
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Ver-
längerung um jeweils nicht mehr als drei wei-
tere Monate ist zulässig, soweit die Vorausset-
zungen der Anordnung unter Berücksichtigung 
der gewonnenen Erkenntnisse fortbestehen. 
Liegen die Voraussetzungen der Anordnung 
nicht mehr vor, sind die aufgrund der Anord-
nung ergriffenen Maßnahmen unverzüglich zu 
beenden. § 18 Absatz 2 Satz 5 bis 9 gilt ent-
sprechend.  
 
(7) Aufgrund der Anordnung hat jeder, der Te-
lekommunikationsdienste erbringt oder daran 
mitwirkt (Diensteanbieter), der Polizei die Maß-
nahmen nach Absatz 1 zu ermöglichen und die 
erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu ertei-
len. Ob und in welchem Umfang hierfür Vorkeh-
rungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem 
Telekommunikationsgesetz und der Verord-
nung über die technische und organisatorische 
Umsetzung von Maßnahmen zur Überwa-
chung der Telekommunikation. Für die Ent-
schädigung der Diensteanbieter ist § 23 des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgeset-
zes entsprechend anzuwenden. 
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(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die 
Annahme vor, dass durch eine Maßnahme 
nach den Absätzen 1 und 2 allein Erkenntnisse 
aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung erlangt würden, ist die Maßnahme unzu-
lässig. Soweit im Rahmen von Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 und 2 neben einer auto-
matischen Aufzeichnung eine unmittelbare 
Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maßnahme un-
verzüglich zu unterbrechen, soweit sich wäh-
rend der Überwachung tatsächliche Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass Inhalte, die dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind, erfasst werden. Erkenntnisse 
aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung, die durch eine Maßnahme nach den Ab-
sätzen 1 und 2 erlangt worden sind, dürfen 
nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hier-
über sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsa-
chen der Erfassung der Daten und der Lö-
schung sind zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschließlich für Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 
sechs Monate nach der Unterrichtung nach Ab-
satz 9 oder sechs Monate nach Erteilung der 
gerichtlichen Zustimmung über das endgültige 
Absehen von der Benachrichtigung zu löschen. 
Ist die Datenschutzkontrolle noch nicht been-
det, ist die Dokumentation bis zu ihrem Ab-
schluss aufzubewahren. Im Übrigen gilt § 18 
Absatz 4 Satz 2 bis 7 entsprechend. 
 
 
(9) § 17 Absatz 5 und 6 gilt entsprechend.  

(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die 
Annahme vor, dass durch eine Maßnahme 
nach den Absätzen 1 und 2 allein Erkenntnisse 
aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung erlangt würden, ist die Maßnahme unzu-
lässig. Soweit im Rahmen von Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 und 2 neben einer auto-
matischen Aufzeichnung eine unmittelbare 
Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maßnahme un-
verzüglich zu unterbrechen, soweit sich wäh-
rend der Überwachung tatsächliche Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass Inhalte, die dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind, erfasst werden. Erkenntnisse 
aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung, die durch eine Maßnahme nach den Ab-
sätzen 1 und 2 erlangt worden sind, dürfen 
nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hier-
über sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsa-
chen der Erfassung der Daten und der Lö-
schung sind zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschließlich für Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 
sechs Monate nach der Unterrichtung nach Ab-
satz 9 oder sechs Monate nach Erteilung der 
gerichtlichen Zustimmung über das endgültige 
Absehen von der Benachrichtigung zu löschen. 
Ist die Datenschutzkontrolle noch nicht been-
det, ist die Dokumentation bis zu ihrem Ab-
schluss aufzubewahren. Im Übrigen gilt § 18 
Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 2 bis 7 ent-
sprechend. 
 
(9) § 17 Absatz 5 und 6 gilt entsprechend.  
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(10) Bei der Erhebung von Daten nach den Ab-
sätzen 1 und 2 sind zu protokollieren 

 
1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel, 
 
 
 
 
2. der Zeitpunkt des Einsatzes,  
 
3. Angaben, welche die Feststellung der erho-

benen Daten ermöglichen,  
 
4. die Organisationseinheiten, welche die 

Maßnahmen durchführen,  
 
5. die Beteiligten der überwachten Kommuni-

kation und 
 
6. sofern die Überwachung mit einem Eingriff 

in von der betroffenen Person genutzte In-
formationstechnische Systeme verbunden 
ist, die Angaben zur Identifizierung des in-
formationstechnischen Systems und die da-
ran vorgenommenen, nicht nur flüchtigen 
Veränderungen.  

 
Die Protokolldaten dürfen nur verwendet wer-
den für Zwecke der Unterrichtung nach Absatz 
9 oder um der betroffenen Person oder einer 
dazu befugten Stelle die Prüfung zu ermögli-
chen, ob die Maßnahmen rechtmäßig durchge-
führt worden sind. 

 
(10) Bei der Erhebung von Daten nach den Ab-
sätzen 1 und 2 sind zu protokollieren 

 
1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mit-

tel einschließlich der Angabe des Her-
stellers und der eingesetzten Software-
version, 

 
2. der Zeitpunkt des Einsatzes,  
 
3. Angaben, welche die Feststellung der erho-

benen Daten ermöglichen,  
 
4. die Organisationseinheiten, welche die 

Maßnahmen durchführen,  
 
5. die Beteiligten der überwachten Kommuni-

kation und 
 
6. sofern die Überwachung mit einem Eingriff 

in von der betroffenen Person genutzte In-
formationstechnische Systeme verbunden 
ist, die Angaben zur Identifizierung des in-
formationstechnischen Systems und die da-
ran vorgenommenen, nicht nur flüchtigen 
Veränderungen.  

 
Die Protokolldaten dürfen nur verwendet wer-
den für Zwecke der Unterrichtung nach Absatz 
9 oder um der betroffenen Person oder einer 
dazu befugten Stelle die Prüfung zu ermögli-
chen, ob die Maßnahmen rechtmäßig durchge-
führt worden sind. 
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(11) Die Landesregierung unterrichtet den 
Landtag jährlich über die nach den Absätzen 1 
und 2 erfolgten Maßnahmen. 
 
(12) Die Landesregierung überprüft die Wirk-
samkeit der Vorschrift bis zum 31.Juni 2023 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis 
der Evaluierung. § 20c tritt am 31.Dezember 
2023 außer Kraft.“ 

 

 
(11) Die Landesregierung unterrichtet den 
Landtag jährlich über die nach den Absätzen 1 
und 2 erfolgten Maßnahmen. 
 
(12) Die Landesregierung überprüft die Wirk-
samkeit der Vorschrift bis zum 30. Juni 2023 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis 
der Evaluierung. § 20c tritt am 31.Dezember 
2023 außer Kraft.“ 

 
  6. Nach § 34a werden folgende §§ 34b bis 34d 

eingefügt: 
 

„§ 34b 
Aufenthalts- und Kontaktverbot 

 
(1) Zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des § 8, 
die sich auf eine Straftat von erheblicher Be-
deutung bezieht, kann einer dafür verantwortli-
chen Person untersagt werden,  

 
1. sich ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei-

behörde von ihrem Wohn- oder Aufenthalts-
ort oder aus einem bestimmten Bereich zu 
entfernen (Aufenthaltsgebot) oder sich an 
bestimmten Orten aufzuhalten (Aufenthalts-
verbot) oder 

2. bestimmte Personen oder Personengrup-
pen zu kontaktieren (Kontaktverbot). 

 
 
 
 

 6. Nach § 34a werden folgende §§ 34b bis 34d 
eingefügt: 

 
„§ 34b 

Aufenthaltsvorgabe 
 

„(1) Die Polizei kann zur Verhütung von ter-
roristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4 ei-
ner Person untersagen, sich ohne Erlaubnis 
der Polizei von ihrem Wohn- oder Aufent-
haltsort oder aus einem bestimmten Be-
reich zu entfernen oder sich an bestimmten 
Orten aufzuhalten (Aufenthaltsvorgabe), 
wenn  
1.  bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass die betroffene Per-
son innerhalb eines übersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach 
konkretisierte Weise eine terroristische 
Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen wird 
oder 
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(2) Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf An-
trag der Behördenleitung oder deren Vertre-
tung durch das Amtsgericht angeordnet, in des-
sen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat. 
Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit entsprechend. Bei Gefahr 
im Verzug kann die Anordnung durch die zu-
ständige Behördenleiterin oder den Behörden-
leiter oder deren Vertretung getroffen werden. 
ln diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung 
unverzüglich nachzuholen. Soweit die Anord-
nung nicht binnen drei Tagen durch das Gericht 
bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. 

2.  das individuelle Verhalten der betroffe-
nen Person die konkrete Wahrschein-
lichkeit begründet, dass sie innerhalb 
eines übersehbaren Zeitraums eine ter-
roristische Straftat nach § 8 Absatz 4 be-
gehen wird. 

 
Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
kann die Polizei zur Verhütung von Strafta-
ten nach § 8 Absatz 4 einer Person auch den 
Kontakt mit bestimmten Personen oder Per-
sonen einer bestimmten Gruppe untersa-
gen (Kontaktverbot). Die Befugnisse nach 
Satz 1 und 2 stehen der Polizei auch zur Ab-
wehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person oder für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder des Landes 
zu.“ 
 
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf An-
trag der Behördenleitung oder deren Vertre-
tung durch das Amtsgericht angeordnet, in des-
sen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat. 
Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
7. Buches des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung 
durch die zuständige Behördenleiterin oder 
den Behördenleiter oder deren Vertretung ge-
troffen werden. ln diesem Fall ist die gerichtli-
che Entscheidung unverzüglich nachzuholen. 
Soweit die Anordnung nicht binnen drei Tagen 
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(3) Im Antrag sind anzugeben 

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift, 
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maß 

nahme, einschließlich 
 

a) im Fall des Aufenthaltsgebots nach Ab-
satz 1 Nummer 1 einer Bezeichnung der 
Orte, von denen sich die Person ohne Er-
laubnis der zuständigen Polizeibehörde 
nicht entfernen oder im Fall des Aufent-
haltsverbots nach Absatz 1 Nummer 1, 
an denen sich die Person ohne Erlaubnis 
der zuständigen Polizeibehörde nicht 
aufhalten darf, 

 
b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 1 

Nummer 2 der Personen oder Gruppe, 
mit denen oder mit welcher der betroffe-
nen Person der Kontakt untersagt ist, so-
weit möglich, mit Name und Anschrift, 

 
 
3. der Sachverhalt und 
 
4. eine Begründung. 

 
(4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind 
anzugeben 

durch das Gericht bestätigt wird, tritt sie außer 
Kraft. 
 
(3) Im Antrag sind anzugeben 

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift, 
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maß 

nahme, einschließlich 
 

a) im Fall des Aufenthaltsgebots nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 einer Bezeich-
nung der Orte, von denen sich die Person 
ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei-
behörde nicht entfernen oder im Fall des 
Aufenthaltsverbots nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, an denen sich die Person 
ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei-
behörde nicht aufhalten darf, 

 
b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 1 

Satz 1 Nummer 2 der Personen oder 
Gruppe, mit denen oder mit welcher der 
betroffenen Person der Kontakt untersagt 
ist, soweit möglich, mit Name und An-
schrift, 

 
3. der Sachverhalt und 
 
4. eine Begründung. 

 
(4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind 
anzugeben 
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1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift, 
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, ein-

schließlich 
 

a) im Fall der Aufenthaltsanordnung nach 
Absatz 1 Nummer 1 einer Bezeichnung 
der Orte, von denen sich die Person ohne 
Erlaubnis der zuständigen Polizeibe-
hörde nicht entfernen oder an denen sich 
die Person ohne Erlaubnis der zuständi-
gen Polizeibehörde nicht aufhalten darf, 

 
 

b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 1 
Nummer 2 der Personen oder Gruppe, 
mit denen oder mit welcher der betroffe-
nen Person der Kontakt untersagt ist, so-
weit möglich, mit Name und Anschrift und 

 
 

3. die wesentlichen Gründe. 
 
(5) Aufenthaltsanordnungen sowie Kontaktver-
bote sind auf den zur Abwehr der Gefahr je-
weils erforderlichen Umfang zu beschränken. 
Sie sind auf höchstens drei Monate zu befris-
ten. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr 
als drei Monate ist möglich, soweit ihre Voraus-
setzungen fortbestehen. Liegen die Vorausset-
zungen nicht mehr vor, ist die Maßnahme un-
verzüglich zu beenden. 

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift, 
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, ein-

schließlich 
 

a) im Fall der Aufenthaltsanordnung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 einer Be-
zeichnung der Orte, von denen sich die 
Person ohne Erlaubnis der zuständigen 
Polizeibehörde nicht entfernen oder an 
denen sich die Person ohne Erlaubnis 
der zuständigen Polizeibehörde nicht 
aufhalten darf, 

 
b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 1 

Satz 1 Nummer 2 der Personen oder 
Gruppe, mit denen oder mit welcher der 
betroffenen Person der Kontakt untersagt 
ist, soweit möglich, mit Name und An-
schrift und 

 
3. die wesentlichen Gründe. 
 
(5) Aufenthaltsanordnungen sowie Kontaktver-
bote sind auf den zur Abwehr der Gefahr je-
weils erforderlichen Umfang zu beschränken. 
Sie sind auf höchstens drei Monate zu befris-
ten. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr 
als drei Monate ist möglich, soweit ihre Voraus-
setzungen fortbestehen. Liegen die Vorausset-
zungen nicht mehr vor, ist die Maßnahme un-
verzüglich zu beenden. 
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  § 34c 

Elektronische Aufenthaltsüberwachung 
 

(1) Zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des § 8, 
die sich auf eine Straftat von erheblicher Be-
deutung bezieht, kann die dafür verantwortli-
che Person bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 8 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 dazu 
verpflichtet werden, ein technisches Mittel, mit 
dem der Aufenthaltsort dieser Person elektro-
nisch überwacht werden kann, ständig in be-
triebsbereitem Zustand am Körper bei sich zu 
führen und dessen Funktionsfähigkeit nicht zu 
beeinträchtigen, um diese Person durch die 
Überwachung und die Datenverwendung von 
der Begehung dieser Straftaten abzuhalten. 
 
(2) Soweit die Voraussetzungen des § 8 Absatz 
5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 nicht gegeben sind, 
darf die Polizei die dafür verantwortliche Per-
son nach Absatz 1 nur verpflichten, wenn sich 
die Gefahr im Sinne des § 8 auf eine Straftat 
gemäß §§ 174 bis 178,182 oder 238 des Straf-
gesetzbuchs oder auf Fälle des § 34a dieses 
Gesetzes bezieht und Erkenntnisse vorliegen, 
dass die Abwehr der Gefahr durch anderwei-
tige Maßnahmen nach diesem oder einem an-
deren Gesetz aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wäre. 
 
 
 
 

 § 34c 
Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

 
(1) Die Polizei kann zur Verhütung von ter-
roristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4 
eine Person verpflichten ein technisches 
Mittel, mit dem der Aufenthaltsort dieser 
Person elektronisch überwacht werden 
kann, ständig im betriebsbereiten Zustand 
am Körper zu tragen, die Anlegung und War-
tung des technischen Mittels zu dulden und 
seine Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen, wenn  
1.  bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass diese Person inner-
halb eines übersehbaren Zeitraums auf 
eine zumindest ihrer Art nach konkreti-
sierte Weise eine Straftat nach § 8 Ab-
satz 4 begehen wird oder 

2.  deren individuelles Verhalten eine kon-
krete Wahrscheinlichkeit dafür begrün-
det, dass sie innerhalb eines übersehba-
ren Zeitraums eine Straftat nach § 8 Ab-
satz 4 begehen wird, 

um diese Person durch die Überwachung 
und die Datenverwendung von der Bege-
hung dieser Straftat abzuhalten. 
 
(2) Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht der 
Polizei auch zu, wenn  
1.  dies zur Abwehr einer Gefahr für die se-

xuelle Selbstbestimmung nach §§ 174 
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(3) Die Polizei verarbeitet mit Hilfe der von der 
verantwortlichen Person mitgeführten techni-
schen Mittel automatisiert Daten über deren 
Aufenthaltsort sowie über etwaige Beeinträch-
tigungen der Datenerhebung. Soweit es tech-
nisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass in-
nerhalb der Wohnung der betroffenen Person 
keine über den Umstand ihrer Anwesenheit 
hinausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben 
werden. Werden innerhalb der Wohnung der 
betroffenen Person über den Umstand ihrer 
Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten 
erhoben, dürfen diese nicht verwendet werden. 
Entsprechendes gilt, soweit durch die Datener-
hebung nach Satz 1 der Kernbereich privater 

bis 178, 182 des Strafgesetzbuchs uner-
lässlich ist oder 

2.  die Person, der gegenüber die Anord-
nung nach Absatz 1 getroffen werden 
soll, nach polizeilichen Erkenntnissen 
bereits eine Straftat nach § 238 des 
Strafgesetzbuchs begangen hat und be-
stimmte Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass sie weitere Straftaten 
nach § 238 des Strafgesetzbuchs bege-
hen wird. 

 
Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht der Poli-
zei ferner zu, wenn Maßnahmen nach § 34a 
getroffen wurden und eine Überwachung 
der Befolgung dieser Maßnahmen auf an-
dere Weise nicht möglich oder wesentlich 
erschwert ist. 
 
(3) Die Polizei verarbeitet mit Hilfe der von der 
verantwortlichen Person mitgeführten techni-
schen Mittel automatisiert Daten über deren 
Aufenthaltsort sowie über etwaige Beeinträch-
tigungen der Datenerhebung. Soweit es tech-
nisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass in-
nerhalb der Wohnung der betroffenen Person 
keine über den Umstand ihrer Anwesenheit 
hinausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben 
werden. Werden innerhalb der Wohnung der 
betroffenen Person über den Umstand ihrer 
Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten 
erhoben, dürfen diese nicht verwendet werden. 
Entsprechendes gilt, soweit durch die Datener-
hebung nach Satz 1 der Kernbereich privater 
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Lebensgestaltung betroffen ist. Daten nach 
Satz 3 und 4 sind unverzüglich nach ihrer 
Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache ihrer 
Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumen-
tieren. Die Dokumentation darf ausschließlich 
für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwen-
det werden. Sie ist frühestens nach Abschluss 
der Datenschutzkontrolle und spätestens nach 
vierundzwanzig Monaten zu löschen. Die Da-
ten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen 
Person nur verarbeitet werden, soweit dies er-
forderlich ist für die folgenden Zwecke:  

 
1. zur Verhütung oder zur Verfolgung von 

Straftaten von erheblicher Bedeutung, 
 
2. zur Feststellung von Verstößen gegen Auf-

enthaltsvorgaben und Kontaktverbote nach 
§ 34b,  

 
3. zur Verfolgung einer Straftat gemäß § 34d,  
 
4. zur Abwehr einer erheblichen gegenwärti-

gen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person oder  

 
5. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähig-

keit des technischen Mittels.  
 

Zur Einhaltung der Zweckbestimmung nach 
Satz 9 hat die Verarbeitung der Daten automa-
tisiert zu erfolgen. Zudem sind die Daten gegen 
unbefugte Kenntnisnahme und Verarbeitung 
besonders zu sichern.  

Lebensgestaltung betroffen ist. Daten nach 
Satz 3 und 4 sind unverzüglich nach ihrer 
Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache ihrer 
Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumen-
tieren. Die Dokumentation darf ausschließlich 
für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwen-
det werden. Sie ist frühestens nach Abschluss 
der Datenschutzkontrolle und spätestens nach 
vierundzwanzig Monaten zu löschen. Die Da-
ten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen 
Person nur verarbeitet werden, soweit dies er-
forderlich ist für die folgenden Zwecke:  

 
1. zur Verhütung oder zur Verfolgung von 

Straftaten von erheblicher Bedeutung, 
 
2. zur Feststellung von Verstößen gegen Auf-

enthaltsvorgaben und Kontaktverbote nach 
§ 34b,  

 
3. zur Verfolgung einer Straftat gemäß § 34d,  
 
4. zur Abwehr einer erheblichen gegenwärti-

gen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person oder  

 
5. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähig-

keit des technischen Mittels.  
 

Zur Einhaltung der Zweckbestimmung nach 
Satz 9 hat die Verarbeitung der Daten automa-
tisiert zu erfolgen. Zudem sind die Daten gegen 
unbefugte Kenntnisnahme und Verarbeitung 
besonders zu sichern.  
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(4) Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Daten 
sind spätestens zwei Monate nach Beendigung 
der Maßnahme zu löschen, soweit sie nicht für 
die in Absatz 3 Satz 9 genannten Zwecke ver-
wendet werden.  
 
(5) Jeder Abruf der Daten ist zu protokollieren. 
Die Protokollierung muss den landesrechtli-
chen Vorschriften, die Artikel 25 der Richtlinie 
(EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch die zuständigen 
Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermitt-
lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Strafta-
ten oder der Strafvollstreckung sowie zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) umsetzen, 
entsprechen. Die Protokolldaten sind spätes-
tens nach vierundzwanzig Monaten zu lö-
schen.  
 
(6) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 
werden auf Antrag der Behördenleitung oder 
deren Vertretung durch das Amtsgericht ange-
ordnet, in dessen Bezirk die Polizeibehörde ih-
ren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung 

 
(4) Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Daten 
sind spätestens zwei Monate nach Beendigung 
der Maßnahme zu löschen, soweit sie nicht für 
die in Absatz 3 Satz 9 genannten Zwecke ver-
wendet werden.  
 
(5) Jeder Abruf der Daten ist zu protokollieren. 
Die Protokollierung muss den landesrechtli-
chen Vorschriften, die Artikel 25 der Richtlinie 
(EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch die zuständigen 
Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermitt-
lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Strafta-
ten oder der Strafvollstreckung sowie zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) umsetzen, 
entsprechen. Die Protokolldaten sind spätes-
tens nach vierundzwanzig Monaten zu lö-
schen.  
 
(6) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 
werden auf Antrag der Behördenleitung oder 
deren Vertretung durch das Amtsgericht ange-
ordnet, in dessen Bezirk die Polizeibehörde ih-
ren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des 7. Buches des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit entsprechend. Bei Gefahr im Verzug kann 
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durch die zuständige Behördenleitung oder de-
ren Vertretung getroffen werden. In diesem Fall 
ist die gerichtliche Entscheidung unverzüglich 
nachzuholen. Soweit die Anordnung nicht bin-
nen drei Tagen durch das Gericht bestätigt 
wird, tritt sie außer Kraft. In dem Antrag sind 
anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift,  
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,  
 
3. die Angabe, ob gegenüber der Person, ge-

gen die sich die Maßnahme richtet, eine Auf-
enthaltsanordnung oder ein Kontaktverbot 
besteht,  

 
4. der Sachverhalt und  
 
5. eine Begründung.  

 
(7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind 
anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift,  
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme und  
 
3. die wesentlichen Gründe.  

 

die Anordnung durch die zuständige Behörden-
leitung oder deren Vertretung getroffen wer-
den. In diesem Fall ist die gerichtliche Entschei-
dung unverzüglich nachzuholen. Soweit die 
Anordnung nicht binnen drei Tagen durch das 
Gericht bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. In 
dem Antrag sind anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift,  
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,  
 
3. die Angabe, ob gegenüber der Person, ge-

gen die sich die Maßnahme richtet, eine Auf-
enthaltsanordnung oder ein Kontaktverbot 
besteht,  

 
4. der Sachverhalt und  
 
5. eine Begründung.  

 
(7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind 
anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme 

richtet, mit Name und Anschrift,  
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme und  
 
3. die wesentlichen Gründe.  
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(8) Die Anordnung ist sofort vollziehbar und auf 
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Ver-
längerung um jeweils nicht mehr als drei Mo-
nate ist möglich, soweit die Anordnungsvoraus-
setzungen fortbestehen. Liegen die Vorausset-
zungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die 
Maßnahme unverzüglich zu beenden. 
 
(9) Die Landesregierung unterrichtet den Land-
tag jährlich über die nach den Absätzen 1 und 
2 erfolgten Maßnahmen. 
 
(10) Die Landesregierung überprüft die Wirk-
samkeit der Vorschrift bis zum 31.Juni 2023 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis 
der Evaluierung. § 34c tritt am 31.Dezember 
2023 außer Kraft. 

 

(8) Die Anordnung ist sofort vollziehbar und auf 
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Ver-
längerung um jeweils nicht mehr als drei Mo-
nate ist möglich, soweit die Anordnungsvoraus-
setzungen fortbestehen. Liegen die Vorausset-
zungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die 
Maßnahme unverzüglich zu beenden. 
 
(9) Die Landesregierung unterrichtet den Land-
tag jährlich über die nach den Absätzen 1 und 
2 erfolgten Maßnahmen. 
 
(10) Die Landesregierung überprüft die Wirk-
samkeit der Vorschrift bis zum 30. Juni 2023 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis 
der Evaluierung. § 34c tritt am 31.Dezember 
2023 außer Kraft. 

 
  § 34d 

Strafvorschrift 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 
1. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-

nung nach § 34b Absatz 2 Satz 1 oder einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 34b Absatz 
2 Satz 3 zuwiderhandelt und dadurch den 
Zweck der Anordnung gefährdet oder 

 
2. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-

nung nach § 34c Absatz 6 Satz 1 oder einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 34c Absatz 
6 Satz 2 zuwiderhandelt und dadurch die 

 § 34d 
Strafvorschrift 

 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 
1. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-

nung nach § 34b Absatz 2 Satz 1 oder einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 34b Absatz 
2 Satz 3 zuwiderhandelt und dadurch den 
Zweck der Anordnung gefährdet oder 

 
2. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-

nung nach § 34c Absatz 6 Satz 1 oder einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 34c Absatz 
6 Satz 2 zuwiderhandelt und dadurch die 



27 

Auszug aus den  
geltenden Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 

Auswirkungen des Änderungsantrags  
Drs. 17/3865 der Fraktionen von CDU und FDP 

kontinuierliche Feststellung seines Aufent-
haltsortes durch die Polizei verhindert. 

 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag der Polizeibe-
hörde verfolgt, welche die Maßnahme ange-
ordnet oder beantragt hat.“ 

 

kontinuierliche Feststellung seines Aufent-
haltsortes durch die Polizei verhindert. 

 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag der Polizeibe-
hörde verfolgt, welche die Maßnahme ange-
ordnet oder beantragt hat.“ 

 
§ 35  

Gewahrsam 
 

(1) Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam 
nehmen, wenn 

 
1. das zum Schutz der Person gegen eine Ge-

fahr für Leib oder Leben erforderlich ist, ins-
besondere weil die Person sich erkennbar in 
einem die freie Willensbestimmung aus-
schließenden Zustand oder sonst in hilfloser 
Lage befindet, 

 
2. das unerlässlich ist, um die unmittelbar be-

vorstehende Begehung oder Fortsetzung ei-
ner Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit 
von erheblicher Bedeutung für die Allge-
meinheit zu verhindern, 

 
3. das unerlässlich ist, um eine Platzverwei-

sung nach § 34 durchzusetzen, 
 
4. das unerlässlich ist, um eine Wohnungsver-

weisung oder ein Rückkehrverbot nach § 
34a durchzusetzen, 

 

 7. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 7. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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5. das unerlässlich ist, um private Rechte zu 
schützen, und eine Festnahme und Vorfüh-
rung der Person nach den §§ 229, 230 Abs. 
3 des Bürgerlichen Gesetzbuches zulässig 
ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

(2) Die Polizei kann Minderjährige, die sich der 
Obhut der Sorgeberechtigten entzogen haben, 
in Gewahrsam nehmen, um sie den Sorgebe-
rechtigten oder dem Jugendamt zuzuführen. 
 
(3) Die Polizei kann eine Person, die aus dem 
Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen 
oder freiheitsentziehenden Maßregeln der Bes-
serung und Sicherung entwichen ist oder sich 
sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvoll-
zugsanstalt aufhält, in Gewahrsam nehmen und 
in die Anstalt zurückbringen. 

 
 
 

 
a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende 

durch ein Komma ersetzt. 
 
b) Folgende Nummern 6 und 7 werden an-

gefügt: 
 
„6. das unerlässlich ist, um eine dro-

hende Gefahr nach § 8 Absatz 4 o-
der eine drohende terroristische Ge-
fahr nach § 8 Absatz 5 abzuwehren 
oder 

 
7. das unerlässlich ist, um eine Aufent-

haltsanordnung oder ein Kontaktver-
bot nach § 34b oder die Anordnung 
einer elektronischen Aufenthalts-
überwachung nach § 34c durchzu-
setzen.“ 

 

 
 
 

 
a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende 

durch ein Komma ersetzt. 
 
b) Folgende Nummern 6 und 7 werden an-

gefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
„6. das unerlässlich ist, um eine Aufent-

haltsanordnung oder ein Kontaktver-
bot nach § 34b oder die Anordnung 
einer elektronischen Aufenthalts-
überwachung nach § 34c durchzu-
setzen.“ 
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§ 38 

Dauer der Freiheitsentziehung 
 

(1) Die festgehaltene Person ist zu entlassen, 
 

1. sobald der Grund für die Maßnahme der Po-
lizei weggefallen ist, 

 
2. wenn die Fortdauer der Freiheitsentziehung 

durch richterliche Entscheidung für unzuläs-
sig erklärt wird, 

 
3. in jedem Falle spätestens bis zum Ende des 

Tages nach dem Ergreifen, wenn nicht vor-
her die Fortdauer der Freiheitsentziehung 
auf Grund eines anderen Gesetzes durch 
richterliche Entscheidung angeordnet ist. 

 
 
 

(2) Eine Freiheitsentziehung zum Zwecke der 
Feststellung der Identität darf die Dauer von ins-
gesamt zwölf Stunden nicht überschreiten. 

 

 8. § 38 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Nummer 3 werden nach dem 
Wort „Grund“ die Wörter „dieses oder“ ein-
gefügt. 

 
 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Auf Grund dieses Gesetzes gilt für die 
richterliche Entscheidung eine von Absatz 
1 Nummer 3 abweichende Frist in folgen-
den Fällen:  

 
 

1. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 2 Alter-
native 1 sowie Nummer 6 und 7 bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 8 Ab-
satz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 bis zu ei-
nem Monat, 

 

 8. § 38 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Nummer 3 werden nach dem 
Wort „Grund“ die Wörter „dieses oder“ ein-
gefügt. 

 
 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Durch die in Absatz 1 Nummer 3 
vorgesehene richterliche Entscheidung 
kann in folgenden Fällen eine abwei-
chende Frist des polizeilichen Gewahr-
sams bestimmt werden:  

 
 

1. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 2 Al-
ternative 1 (Straftat) bis zu 14 Tagen, 
durch weitere richterliche Entschei-
dung ist eine einmalige Verlänge-
rung um bis zu 14 Tage zulässig, 
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2. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 3, wenn 
eine Gefahr für Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person besteht, bis zum Ab-
lauf der nach § 34 angeordneten Maß-
nahme, maximal jedoch bis zu sieben 
Tagen, 

 
3. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 4 bis 

zum Ablauf der nach § 34a Absatz 5 an-
geordneten Maßnahme, maximal je-
doch bis zu zehn Tagen, 

 
4. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 6 bei ge-

werbs- oder bandenmäßiger Begehung 
bis zu sieben Tagen, 

 
5. zum Zwecke der Feststellung der Iden-

tität bis zu insgesamt zwölf Stunden, 
wenn nicht vorher die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung auf Grund dieses 
oder eines anderen Gesetzes durch 
richterliche Entscheidung angeordnet 
wurde. Sofern Tatsachen die Annahme 
begründen, dass die Identitätsfeststel-
lung innerhalb der Frist nach Satz 1 vor-
sätzlich verhindert worden ist, genügt 
es, wenn die richterliche Entscheidung 
über die Fortdauer des Gewahrsams 
zum Zwecke der Identitätsfeststellung 
spätestens bis zum Ende des Tages 
nach dem Ergreifen herbeigeführt wird. 
In diesem Fall darf die Freiheitsentzie-
hung die in Nummer 2 genannte Frist 
nicht überschreiten.“ 

2. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 3, wenn 
eine Gefahr für Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person besteht, bis zum Ab-
lauf der nach § 34 angeordneten Maß-
nahme, maximal jedoch bis zu sieben 
Tagen, 

 
3. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 4 bis 

zum Ablauf der nach § 34a Absatz 5 an-
geordneten Maßnahme, maximal je-
doch bis zu zehn Tagen, 

 
4. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 6 bis 

zu sieben Tagen, 
 
 
5. zum Zwecke der Feststellung der Iden-

tität bis zu insgesamt zwölf Stunden, 
wenn nicht vorher die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung auf Grund dieses 
oder eines anderen Gesetzes durch 
richterliche Entscheidung angeordnet 
wurde. Sofern Tatsachen die Annahme 
begründen, dass die Identitätsfeststel-
lung innerhalb der Frist nach Satz 1 vor-
sätzlich verhindert worden ist, genügt 
es, wenn die richterliche Entscheidung 
über die Fortdauer des Gewahrsams 
zum Zwecke der Identitätsfeststellung 
spätestens bis zum Ende des Tages 
nach dem Ergreifen herbeigeführt wird. 
In diesem Fall darf die Freiheitsentzie-
hung die in Nummer 2 genannte Frist 
nicht überschreiten.“ 
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§ 58 

Begriffsbestimmungen,  
zugelassene Waffen 

 
(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf 
Personen oder Sachen durch körperliche Ge-
walt, ihre Hilfsmittel und durch Waffen. 
 
(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare kör-
perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 
 
(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind ins-
besondere Fesseln, Wasserwerfer, technische 
Sperren, Diensthunde, Dienstpferde, Dienstfahr-
zeuge, Reiz- und Betäubungsstoffe sowie zum 
Sprengen bestimmte explosionsfähige Stoffe 
(Sprengmittel). 
 
(4) Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revol-
ver, Gewehr und Maschinenpistole zugelassen. 
 
(5) Wird die Bundespolizei im Lande Nordrhein-
Westfalen zur Unterstützung der Polizei in den 
Fällen des Artikels 35 Abs. 2 Satz 1 oder des Ar-
tikels 91 Abs. 1 des Grundgesetzes eingesetzt, 
so sind für die Bundespolizei auch Maschinen-
gewehre und Handgranaten zugelassen (beson-
dere Waffen). Die besonderen Waffen dürfen nur 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes einge-
setzt werden. 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. In § 58 Absatz 4 wird nach dem Wort „Schlag-
stock“ das Komma durch die Wörter „und Dis-
tanzelektroimpulsgeräte sowie als Schusswaf-
fen“ ersetzt. 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.  In § 58 Absatz 4 wird nach dem Wort „Schlag-
stock“ das Komma durch die Wörter „und Dis-
tanzelektroimpulsgeräte sowie als Schuss-
waffen“ ersetzt. 

 

   
 

  
 



32 

Auszug aus den  
geltenden Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 

Auswirkungen des Änderungsantrags  
Drs. 17/3865 der Fraktionen von CDU und FDP 

Artikel 2 
 

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus 
Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes (Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung), aus Artikel 2 Absatz 2 
Sätze 1 und 2 des Grundgesetzes (Grundrecht der 
Freiheit der Person), Artikel 10 Absatz 1 des 
Grundgesetzes (Fernmeldegeheimnis), Artikel 11 
Absatz 1 Grundgesetz (Freizügigkeit) und Artikel 
13 Absatz 1 des Grundgesetzes (Unverletzlichkeit 
der Wohnung) eingeschränkt. 
 
 
 

Artikel 2 
 

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus 
Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes (Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung), aus Artikel 2 Absatz 2 
Sätze 1 und 2 des Grundgesetzes (Grundrecht der 
Freiheit der Person), Artikel 10 Absatz 1 des 
Grundgesetzes (Fernmeldegeheimnis), Artikel 11 
Absatz 1 Grundgesetz (Freizügigkeit) und Artikel 
13 Absatz 1 des Grundgesetzes (Unverletzlichkeit 
der Wohnung) eingeschränkt. 
 
 
 

  Artikel 3 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 
 

 Artikel 3 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 
 

 
 


